
ihrem Betrieb die Treue halten, was durch zielgerichtete 
Qualifizierung und ein gutes Betriebsklima wesentlich 
unterstützt wird.
Die anzustrebende Vereinbarung über die Beendigung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses wird auch dadurch ge­
fördert, daß der Werktätige gemäß § 31 Abs. 4 GBA zu 
unterstützen ist, damit er in einem anderen Betrieb 
zumutbare Arbeit erhält. Wenn die Betriebe dieser Ver­
pflichtung gewissenhaft nachkommen, dann werden die 
Werktätigen, die auf Grund der Maßnahmen sozialisti­
scher Rationalisierung in einem Betrieb nicht benötigt 
werden, dafür Verständnis haben, daß sie künftig in 
einem anderen Betrieb arbeiten sollen. Sie können dann 
sicher sein, daß sie an ariderer Stelle entsprechend ihren 
Fähigkeiten weiter am sozialistischen Aufbau mitwir- 
ken können.
Vereinzelt gibt es Fälle, daß Werktätige unter Berufung 
auf notwendige Veränderungen im Betrieb durch K ü n ­
d i g u n g  aus dem Betrieb ausscheiden sollen, während 
die angegebenen Gründe in Wahrheit nur einen Vor­
wand darstellen. Betriebsleiter, die in dieser nicht zu 
billigenden Weise handeln, bringen das Anliegen der 
sozialistischen Rationalisierung in Mißkredit. Die objek­
tiv notwendige Lenkung des Arbeitskräfteüberhangs zu 
den Schwerpunkten des Arbeitskräftebedarfs dient nicht 
dazu, ungeeignete oder disziplinlose Werktätige unter 
Umgehung der hierfür vorgesehenen rechtlichen Be­
stimmungen aus dem Betrieb zu entfernen. Ebenso sind 
die Versuche abzulehnen, durch Einwirkung auf den 
Werktätigen mit unzutreffenden Argumenten zum Ab­
schluß eines Aufhebungsvertrages zu kommen.

Zur Beurteilung von Werktätigen nach § 38 GBA 
Schließlich spielen Streitfälle über Abschlußbeurteilun­
gen von Werktätigen gemäß § 33 GBA eine große Rolle 
bei der Gestaltung der betrieblichen Verhältnisse. Eine 
sachliche und objektive Beurteilung der Tätigkeit, der 
Leistungen und des Verhaltens des Werktätigen ist eine 
wesentliche Grundlage für die Unterstützung und Hilfe 
bei der Überwindung seiner Schwächen. Sie dient zu­
gleich aber auch dazu, alle schöpferischen Fähigkeiten

und besonderen Fertigkeiten des Werktätigen im neuen 
Kollektiv zielbewußt zu fördern, um ihn an ständig bes­
seren Arbeitsergebnissen zu interessieren. Beurteilt der 
Betrieb die bei ihm beschäftigten Werktätigen schon 
während ihrer Tätigkeit zutreffend, so verschafft er sich 
damit ein Instrument für die Gestaltung der Leitungs­
tätigkeit, für die politisch-ideologische Arbeit und für 
die Qualifizierung. Dann gibt es auch keinen Streit, 
wenn eine Abschlußbeurteilung anzufertigen ist.

Demgegenüber zeigt sich jedoch, daß vielfach Beurtei­
lungen ungenau sind, Einzelerscheinungen in der Arbeit 
des Werktätigen aus dem Zusammenhang lösen und 
überbetonen, während positive Züge kaum angedeutet 
werden. Die mit der Anfertigung von Beurteilungen 
betrauten Mitarbeiter stützen sich auch noch nicht 
immer auf die Mitwirkung des Arbeitskollektivs des 
betreffenden Werktätigen und der Gewerkschaftsleitung. 
So angefertigte Beurteilungen sind oft subjektiv beein­
flußt und führen zu berechtigten Beanstandungen der 
Werktätigen. Deshalb sollten die Leiter und leitenden 
Mitarbeiter der Betriebe diesem wichtigen Gebiet mehr 
Aufmerksamkeit widmen. Andernfalls begeben sie sich 
guter Möglichkeiten zur Herstellung und Erhaltung 
eines gesunden Betriebsklimas und zur richtigen Durch­
setzung der sozialistischen Rationalisierung.

*
Es ist selbstverständlich, daß die ungenügende Beach­
tung der gesetzlichen Bestimmungen beim Abschluß, bei 
der Änderung und bei der Beendigung von Arbeits­
rechtsverhältnissen sowie bei Beurteilungen in den Be­
trieben zur Fluktuation führt. Wenn das Oberste Ge­
richt sich auf seiner 11. Plenartagung diesen Fragen zu­
wendet, so auch, um einer solchen Fluktuation, die der 
Volkswirtschaft alljährlich große Verluste zufügt, in 
geeigneter Weise entgegenzuwirken. Das Bemühen der 
Gerichte und der Konfliktkommissionen kann jedoch 
nicht ausreichen, um die noch vorhandenen Wider­
sprüche zwischen gesetzlichen Regelungen und betrieb­
licher Praxis zu überwinden. Dazu ist das progressive 
Wirken all derer erforderlich, die Menschen im Arbeits­
prozeß zu leiten haben.
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Die Gewerkschaften und das Arbeitsrecht
Das Mitbestimniungsrecht der Gewerkschaften 
in der DDR
Seit seiner Gründung ist der Freie Deutsche Gewerk­
schaftsbund an der Ausarbeitung, Weiterentwicklung 
und Verwirklichung des sozialistischen Rechts, insbe­
sondere des Arbeitsrechts, aktiv beteiligt; ohne Zustim­
mung der Gewerkschaften wird kein Gesetz und keine 
Verordnung auf arbeitsrechtlichem Gebiet erlassen. Für 
die Gewerkschaften ist es nicht nur ein gesetzlich ga­
rantiertes Recht (§ 4 Abs. 3 GBA), sondern auch eine 
selbstverständliche Pflicht, im Interesse der Werktäti­
gen und der sozialistischen Gesellschaft ihren Beitrag 
zur Gestaltung des Arbeitsrechts zu leisten. Bei der 
Ausarbeitung des Gesetzbuchs der Arbeit wurde be­
sonders sichtbar, wie die Arbeiterklasse in dem Staat, 
in dem sie die Macht ausübt, an den Gesetzen, die un­
mittelbar ihre Arbeits- und Lebensbedingungen be­
rühren, mitarbeitet.
Die Gewerkschaftsvertrauensleute und die betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitungen sind Interessenvertreter 
aller Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der Intel­
ligenz im Betrieb (§ 11 Abs. 2 GBA). Interessenvertre­
tung im Sozialismus bedeutet, die Ergebnisse der wis­

senschaftlich-technischen Revolution auf der Grund­
lage des neuen ökonomischen Systems der Planung und 
Leitung ständig mit der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen zu verbinden. Das 
ist die Grundaufgabe, die zwei untrennbar miteinan­
der verbundene Seilen aufweist:

In dem Staat, in dem die Arbeiterklasse im Bündnis 
mit der Klasse der Genossenschaftsbauern und den 
anderen werktätigen Schichten die Macht ausübt, sind 
die Gewerkschaften — die größte Klassenorganisation 
— als eine staatstragende Kraft unmittelbar an der 
Lenkung und Leitung des gesamten gesellschaftlichen 
Geschehens beteiligt. Als Schulen des Sozialismus ha­
ben sie die Aufgabe, die gesamte Arbeiterklasse zu be­
fähigen, ihrer Verantwortung für die Lenkung und 
Leitung von Staat und Wirtschaft mit höchstmöglichem 
Ergebnis für die Gesellschaft und damit auch für den 
einzelnen gerecht zu werden. Erstmals in Deutschland 
obliegt den Gewerkschaften die hohe Verantwortung, 
Staat und Wirtschaft unmittelbar mitzugestalten. Ge­
stützt auf die Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse, 
leisten sie ihren eigenen Beitrag bei der Entfaltung 
aller schöpferischen Kräfte der Arbeiterklasse, nutzen
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